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330. Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses zur 15. Änderung des Be-
bauungsplans Nr. 7 „Ortskern“ der Gemeinde Saerbeck 
 
 

Satzungsbeschluss zur 15. Änderung des Bebauungsplans Nr. 7 „Ortskern“ der Gemeinde 
Saerbeck gemäß § 10 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
3.11.2017 (BGBl. I S. 3634) zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20.12.2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 394) in Verbindung mit den §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. 
NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 5.07.2024 (GV. NRW. S. 444)  
 
Der Rat der Gemeinde Saerbeck hat in seiner Sitzung am 12.09.2024 die 15. Änderung des 
Bebauungsplans Nr. 7 „Ortskern“ als Satzung beschlossen. Der Beschluss hat folgenden Wort-
laut: 
Der Rat beschließt die 15. Änderung des Bebauungsplans Nr. 7 „Ortskern“ bestehend aus der 
Planzeichnung mit den Festsetzungen gemäß § 10 BauGB in Verbindung mit den §§ 7 und 41 
GO NRW als Satzung. Ebenfalls wird die Begründung zur Bebauungsplanänderung beschlos-
sen. 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans ist in nachfolgender Darstellung mit einer breiten 
Strichlinie umrandet dargestellt: 
 
 

 
 
Mit dem Satzungsbeschluss kann auf dem privaten Grundstück ein weiteres Wohnhaus pla-
nungsrechtlich gesichert werden.  
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird gem. § 13 der Hauptsatzung der Gemeinde Saerbeck sowie gem. 
§ 2 Abs. 4 der BekanntmVO NW und des § 7 Abs. 6 der GO NRW in der jeweils derzeit gültigen 
Fassung, öffentlich bekannt gemacht.  
Mit dieser Bekanntmachung tritt die 15. Änderung des Bebauungsplans Nr. 7 „Ortskern“ 
in Kraft. 
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Einsichtnahme 
 
Der Bebauungsplan mit Begründung und Anlagen kann vom Tag der Veröffentlichung dieser 
Bekanntmachung an auf der Internetseite der Gemeinde Saerbeck unter 
https://www.saerbeck.de/Buergerinfo/Planen-und-Bauen/Bebauungsplaene/Rechtskraeftige-
Bauleitplaene-und-sonstige-Satzungen.htm oder während der Dienststunden im Rathaus der 
Gemeinde Saerbeck, Amt für Planen und Bauen, Zimmer 205, Ferrières-Straße 11, 48369 
Saerbeck, Telefon 02574/89 205, eingesehen werden. Zur Einsichtnahme der Unterlagen kön-
nen Sie auch auf elektronischem Postweg unter bauleitplanung.saerbeck@saerbeck.de einen 
Termin vereinbaren. Über den Inhalt des Bebauungsplans wird auf Verlangen Auskunft erteilt.   
  
Auf die Rechtsfolgen der nachstehenden Bestimmungen des Baugesetzbuches und der 
Gemeindeordnung NRW wird hingewiesen:  
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB über die fristgerechte 
Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche für die Eingriffe in eine bis jetzt zulässige 
Nutzung durch diesen Bebauungsplan und über die Fälligkeit bzw. das Erlöschen von Entschä-
digungsansprüchen wird hingewiesen. 
Eine beachtliche Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften und der Vorschriften über 
das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans sowie beachtliche Mängel 
des Abwägungsvorgangs (§ 214 BauGB) werden gemäß § 215 BauGB unbeachtlich, wenn 
diese nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der Genehmigung des Flächennut-
zungsplans oder der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde Saerbeck geltend gemacht 
worden sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung der Vorschriften oder den Mangel der Abwä-
gung begründet, ist darzulegen. 
Nach § 7 Abs. 6 GO NRW kann eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennut-
zungspläne nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht 
werden, es sei denn 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist 
nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und  
      dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den  
      Mangel ergibt. 
 

 Saerbeck, 30. September 2024     Gemeinde Saerbeck 
         Der Bürgermeister 
         gez. 
         Dr. Lehberg 

           
         Kreis Steinfurt 55/2024/330 
 
 
 
 
 
 
 

https://www.saerbeck.de/Buergerinfo/Planen-und-Bauen/Bebauungsplaene/Rechtskraeftige-Bauleitplaene-und-sonstige-Satzungen.htm
https://www.saerbeck.de/Buergerinfo/Planen-und-Bauen/Bebauungsplaene/Rechtskraeftige-Bauleitplaene-und-sonstige-Satzungen.htm
mailto:bauleitplanung.saerbeck@saerbeck.de
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331. Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses zum Bebauungsplan Nr. 
45 „Alter Reiterhof“ der Gemeinde Saerbeck 
 
 
Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 45 „Alter Reiterhof“ der Gemeinde Saerbeck gem. 
§ 10 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 
(BGBl. I S. 3634) zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 20.12.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 
394) in Verbindung mit §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO NW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 5.07.2024 (GV. NRW. S. 444) 
 
Der Rat der Gemeinde Saerbeck hat in seiner Sitzung am 27. Juni 2024 den Bebauungsplan 
Nr. 45 „Alter Reiterhof“ als Satzung beschlossen. Der Beschluss hat folgenden Wortlaut: 
 
Der Rat beschließt den Bebauungsplan Nr. 45 Alter Reiterhof in der Fassung vom 29. Januar 
2024 bestehend aus Planzeichnung und Festsetzungen gemäß § 10 BauGB in Verbindung mit 
den §§ 7 und 41 GO NRW als Satzung. Die Begründung mit Umweltbericht wird als Bestandteil 
des Bebauungsplans ebenfalls beschlossen. 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans ist nachfolgend farblich und mit einer schwarzen Li-
nie eingefasst dargestellt:   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Baugebiet befindet sich am nordöstlichen Ortsrand der Gemeinde an der Ibbenbürener 
Straße. Die Fläche wurde bisher landwirtschaftlich sowohl zu Wohnzwecken als auch als Rei-
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terhof genutzt. Im Bebauungsplan Nr. 45 „Alter Reiterhof“ wird die Fläche als allgemeines Wohn-
gebiet ausgewiesen und für die Entwicklung neuer Wohnbauflächen planungsrechtlich gesi-
chert. Das Baugebiet umfasst auch eine im Baugebiet Lehmann-Flothmann, nordöstlich gele-
gene Randfläche, die derzeit als Kinderspielplatz genutzt ist. Dieser Spielplatz ist im Zuge der 
Entwicklung einer attraktiven und kindgerechten Spielplatzfläche als naturnahe Begegnungs-
stätte Teil des neuen Wohngebiets. Das aktuell als Spielplatz genutzte Grundstück wird zusätz-
lich als Wohnbaufläche planungsrechtlich gesichert. 
 
Für den Eingriff in Natur und Landschaft entsteht ein Biotopwertdefizit, welches nicht innerhalb 
des Geltungsbereichs ausgeglichen werden kann. Der ökologische Ausgleich erfolgt in dem an-
erkannten und genehmigten Kompensationsflächenpool K2, Gemarkung Saerbeck, Flur 22, 
Flurstück 40. Die Fläche wird nachfolgend rot umrandet räumlich dargestellt:  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird gem. § 13 der Hauptsatzung der Gemeinde Saerbeck sowie gem. 
§ 2 Abs. 4 der BekanntmVO NW und des § 7 Abs. 6 der GO NRW in der jeweils derzeit gültigen 
Fassung, öffentlich bekannt gemacht.  
Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 45 „Alter Reiterhof“ in Kraft. 
 

Einsichtnahme 
 
Der Bebauungsplan Nr. 45 Alter Reiterhof mit Begründung einschließlich Umweltbericht und der 
zusammenfassenden Erklärung gemäß § 10a BauGB, über die Art und Weise, wie die Umwelt-
belange und die Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung in dem Bebauungs-
plan berücksichtigt worden sind, und über die Gründe, aus denen der Plan nach Abwägung mit 
den geprüften, in Betracht kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten gewählt wurde, 
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kann auf der Internetseite der Gemeinde Saerbeck unter https://www.saerbeck.de/ Buerger-
info/Planen-und-Bauen/Bebauungsplaene/Rechtskraeftige-Bauleitplaene-und-sonstige-Sat-
zungen.htm oder während der Dienststunden im Rathaus der Gemeinde Saerbeck, Amt für Pla-
nen und Bauen, Ferrières-Straße 11, 48369 Saerbeck, Telefon 02574/89 205, eingesehen wer-
den. Zur Einsichtnahme der Unterlagen können Sie auch auf elektronischem Postweg unter 
bauleitplanung.saerbeck@saerbeck.de einen Termin vereinbaren. Über den Inhalt des Bebau-
ungsplans wird auf Verlangen Auskunft erteilt.  
 
Auf die Rechtsfolgen der nachstehenden Bestimmungen des Baugesetzbuches und der 
Gemeindeordnung NRW wird hingewiesen:  
Eine beachtliche Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften und der Vorschriften über 
das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans sowie beachtliche Mängel 
des Abwägungsvorgangs (§ 214 BauGB) werden gemäß § 215 BauGB unbeachtlich, wenn 
diese nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der Genehmigung des Flächennut-
zungsplans oder der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde Saerbeck geltend gemacht 
worden sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung der Vorschriften oder den Mangel der Abwä-
gung begründet, ist darzulegen. 
Nach § 7 Abs. 6 GO NRW kann eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennut-
zungsplänen nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht 
werden, es sei denn 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist 
nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und  
      dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den  
      Mangel ergibt. 

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB über die fristgerechte 
Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche für die Eingriffe in eine bis jetzt zulässige 
Nutzung durch diesen Bebauungsplan und über die Fälligkeit bzw. das Erlöschen von Entschä-
digungsansprüchen wird hingewiesen. 
 
Saerbeck, 1. Oktober 2024                                          Gemeinde Saerbeck 
         Der Bürgermeister 
         gez.  
         Dr. Lehberg 
 
         Kreis Steinfurt 55/2024/331 
 
 
 
 

332. Bekanntmachung gemäß § 5 des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG) 
 
Die REWIG GmbH & Co.KG betreibt eine Windenergieanlage (WEA) des Typs Enercon E-115 
in 48565 Steinfurt in der Gemarkung Borghorst, Flur 49, Flurstück 41. Der Errichtung und Betrieb 

https://www.saerbeck.de/%20Buergerinfo/Planen-und-Bauen/Bebauungsplaene/Rechtskraeftige-Bauleitplaene-und-sonstige-Satzungen.htm
https://www.saerbeck.de/%20Buergerinfo/Planen-und-Bauen/Bebauungsplaene/Rechtskraeftige-Bauleitplaene-und-sonstige-Satzungen.htm
https://www.saerbeck.de/%20Buergerinfo/Planen-und-Bauen/Bebauungsplaene/Rechtskraeftige-Bauleitplaene-und-sonstige-Satzungen.htm
mailto:bauleitplanung.saerbeck@saerbeck.de
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dieser Anlage liegt die immissionsschutzrechtliche Genehmigung gem. § 4 Bundes - Immissi-
onsschutzgesetz (BImSchG) vom 29.06.2016 (Az.: 566.0031/15/1.6.2) zu Grunde. Im Rahmen 
dieses Verfahrens wurde eine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) entsprechend des Geset-
zes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) durchgeführt.  
 
Mit Antrag vom 02.09.2024 (Az.: 67/3-566.0027/24/1.6.2) wurde von der REWIG GmbH & 
Co.KG gem. § 16 BImSchG die wesentliche Änderung der o.g. WEA beantragt. Die wesentliche 
Änderung umfasst die Änderung der Schalleingangsdaten für die WEA. Für dieses Vorhaben ist 
gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 UVPG i.V.m. § 7 UVPG unter Berücksichtigung der Kriterien in Anlage 3 
eine allgemeine Vorprüfung durchzuführen. Das Ergebnis der allgemeinen Vorprüfung wird 
nachfolgend aufgeführt: 
 
Beim Änderungsvorhaben handelt es sich ausschließlich um eine betriebliche Änderung durch 
die Änderung der Schalleingangsdaten. Im Konkreten ist geplant, die genehmigte Betriebsweise 
durch die Betriebsweise aus einer vorgenommenen Direktvermessung zu ersetzen. Der Stand-
ort der WEA befindet sich im Außenbereich der Stadt Steinfurt und wird nicht verändert. Das 
Änderungsvorhaben betrifft die Schallimmissionen der WEA, womit eine Betroffenheit für das 
Schutzgut Mensch gegeben sein könnte. Den Antragsunterlagen liegt eine Schalltechnische 
Stellungnahme (NE-B-130085) der noxt! engineering GmbH vom 09. September 2024 bei. In 
dieser werden die genehmigten Teilpegel den berechneten Teilpegeln anhand der Direktver-
messung gegenübergestellt. Die Gegenüberstellung ergibt, dass die Teilpegel unter Berücksich-
tigung der Direktvermessung an sämtlichen Immissionspunkten unterschritten werden oder 
gleichbleiben. Hieraus ist abzuleiten, dass durch den Ansatz der Direktvermessung für die um-
liegenden Anwohner schalltechnisch keine Nachteile entstehen. Infolgedessen sind erhebliche 
negative Umweltauswirkungen durch das Vorhaben nicht zu erwarten. Eine UVP ist daher nicht 
erforderlich.  
 
Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. 
Die Bekanntmachung der Feststellung erfolgt nach § 5 Abs.2 UVPG. 
 
Steinfurt, 04.10.2024       Kreis Steinfurt 
         Der Landrat 
         Umweltamt 
         Az.: 67/3-566.0027/24/1.6.2 

         Im Auftrag  
         Gez. Marcel Schwarte 
          
         Kreis Steinfurt 55/2024/332 
 
 
 
 

333. Bekanntmachung gemäß § 5 des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG) 
 
 
Die Firma Westfalen AG, Industrieweg 43, 48155 Münster beantragt beim Kreis Steinfurt gem. 
§ 4 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) i.V.m. der Nr. 9.1.1.2 des Anhangs 1 der 4. 
BImSchV die Errichtung und den Betrieb einer Lageranlage für hochkomprimiertes Erdgas mit 
einem Fassungsvermögen von 2,11 t inklusive einer bestehenden Lageranlage für Flüssiggas 
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(LPG) mit einem Fassungsvermögen von 2,9 t. Standort der beantragten Lageranlage für brenn-
bare Gase mit einem Gesamtfassungsvermögen von 5,01 t ist die bestehende Tankstelle auf 
dem Grundstück Gemarkung Burgsteinfurt, Flur 53, Flurstück 215 (Carl-Benz-Straße 2, 48565 
Steinfurt). 
 
UVP-rechtlich ist für das Vorhaben aufgrund von § 7 Abs. 2 UVPG i.V.m. der Nr. 9.1.1.3 der 
Anlage 1 zum UVPG eine standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalles durchzuführen. 
 
Unter Anwendung der Kriterien nach der Anlage 3 zum UVPG sind erhebliche nachteilige Aus-
wirkungen auf die Schutzgüter nach § 1a der 9. BImSchV nicht zu erwarten, da keine besonde-
ren örtlichen Gegebenheiten gemäß den in Anlage 3 Nr. 2.3 UVPG aufgeführten Schutzkriterien 
vorliegen. Der Anlagenstandort befindet sich am nördlichen Rand des Ortsteils Burgsteinfurt der 
Stadt Steinfurt im Geltungsbereich eines Bebauungsplans gemäß § 30 BauGB. Mit dem Vorha-
ben sind im Wesentlichen Brand- und Explosionsgefahren verbunden. Erhebliche nachteilige 
Auswirkungen auf die o.g. Schutzkriterien sind nach überschlägiger Einschätzung aufgrund der 
Entfernungen zu Schutzgebieten nach der Nr. 2.3 der Anlage 3 des UVPG und den geringen 
Lagermengen im Hinblick auf den Schwellenwert der Nr. 9.1.1.1 der Anlage 1 zum UVPG nicht 
zu erwarten. 
 
Einer Umweltverträglichkeitsprüfung als unselbstständigem Teil des Genehmigungsverfahrens 
bedarf es aufgrund der durchgeführten Vorprüfung nicht. Diese Feststellung ist gemäß § 5 Abs. 
3 Satz 1 UVPG nicht selbständig anfechtbar. 
 
Die Bekanntgabe dieser Feststellung erfolgt nach § 5 Abs. 2 Satz 1 UVPG. 
 
Steinfurt, 07.10.2024       Kreis Steinfurt 
         Der Landrat 
         Umweltamt 
         Az.: 67/3-566.0021/24/9.1.1.2 

         Im Auftrag  
         Gez. Marcel Schwarte 
          
         Kreis Steinfurt 55/2024/333 
 
 
 
 

334. Hinweis auf die Bekanntmachung einer öffentlich-rechtlichen Vereinba-
rung zwischen dem Kreis Steinfurt, der Stadt Ochtrup und den Gemeinden 
Altenberge, Hopsten, Ladbergen, Laer, Lienen, Lotte, Neuenkirchen, Nord-
walde und Westerkappeln 
 
 
Die öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwischen dem Kreis Steinfurt, der Stadt Ochtrup und den 
Gemeinden Altenberge, Hopsten, Ladbergen, Laer, Lienen, Lotte, Neuenkirchen, Nordwalde 
und Westerkappeln zur Übernahme von Aufgaben der Unteren Denkmalbehörde durch den 
Kreis Steinfurt sowie deren Genehmigung durch die Bezirksregierung Münster sind im Amtsblatt 
für den Regierungsbezirk Münster Nr. 40 vom 04.10.2024 auf den Seiten 317 bis 330 veröffent-
licht.  
 



711 
 

Dieser Hinweis erfolgt unter Bezugnahme auf § 24 Abs. 3 GkG NRW (Gesetz über kommunale 
Gemeinschaftsarbeit). 
 
 
Steinfurt, 08.10.2024      Kreis Steinfurt  
        Der Landrat 
        -Büro des Landrates- 

Im Auftrag 
gez. Stöppler 
 
Kreis Steinfurt 55/2024/334 

 
 

 
 

335. Öffentliche Bekanntmachung zur Absage eines Erörterungstermins 

 
 
Die Wilmsberger Windpark GbR, Wilmsberg 51, 48565 Steinfurt, beantragt beim Kreis Steinfurt, 
Tecklenburger Straße 10, 48565 Steinfurt, eine Genehmigung gemäß § 4 Bundes-Immissions-
schutzgesetz (BImSchG) in Verbindung mit Nr. 1.6.2 des Anhanges 1 der 4. BIm-SchV für die 
Errichtung und den Betrieb von drei Windenergieanlage (WEA) in 48565 Stein-furt an den 
Standorten Gemarkung Borghorst, Flur 48, Flurstück 41 (WEA 2), Flur 49, Flur-stück 46 (WEA 
3) und Flur 47, Flurstück 1 (WEA 4). Die beantragten WEA des Herstellers Nordex (Typ: N 163 
/ 6.X TCS 164)) haben eine Maximalleistung von 7,00 MW, einen Rotor-durchmesser von 163 
m und eine Nabenhöhe von 164,0 m.  
 
Der zunächst für den 23.10.2024, 10:00 Uhr im Bürgersaal der Stadt Steinfurt, Emsdettener Str. 
40, 48565 Steinfurt, bestimmte Erörterungstermin für das o.g. Vorhaben wird gemäß § 10 Abs. 
6 BImSchG und § 16 der 9. BImSchV abgesagt. 
 
Steinfurt, 09.10.2024       Kreis Steinfurt 
         Der Landrat 
         Umweltamt 
         Az.: 67/3-566.0012/24/1.6.2 

         Im Auftrag  
         Gez. Marcel Schwarte 
          
         Kreis Steinfurt 55/2024/335 
 
 
 
 

336. Bekanntmachung der I. Änderung der Gebührensatzung für den Zweck-
verband Musikschule Tecklenburger Land mit Sitz in Lengerich 
 
 

Gemäß § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch Artikel I des Gesetzes 
vom 05.03.2024 (GV NRW S. 136) und der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes 
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für das Land Nordrhein-Westfalen vom 21.10.1969 (GV NW S.712) zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 25.04.2023 (GV NRW S. 233) hat die Verbandsversammlung der Mu-
sikschule Tecklenburger Land mit Sitz in Lengerich in ihrer Sitzung am 18.09.2024 folgende 
Satzung beschlossen: 
 
 
Artikel I 
 
 
Die Gebührensatzung für den Zweckverband Musikschule Tecklenburger Land mit Sitz in Len-
gerich vom 15.11.2022 wird wie folgt geändert. 
 
 
§ 3  
Gebühren 
 
3.1 Die Unterrichtsgebühren werden nach der Art des Unterrichtes und der Unterrichtszeit als 
 Jahresgebühren festgesetzt. Sie betragen monatlich wie folgt: 
 
 
Elementarbereich   Gebühren 
    mtl. jährlich 
 
 3.1.1. musikalische 1 x wöchentlich 
  Früherziehung 45 Minuten 28,00 € 336,00 € 
    
 
 3.1.2. musikalische 1 x wöchentlich 
  Grundausbildung 45 Minuten 28,00 € 336,00 € 
    
 
 3.1.3. Musikgarten 1 x wöchentlich 
   45 Minuten 28,00 € 336,00 € 
 
 
Instrumentalbereich 
 
 3.1.4. instrumentale 1 x wöchentlich 
  Spielkreise 45 Minuten 
    Kinder/Jugendliche 28,00 € 336,00 € 
    Erwachsene 33,00 € 396,00 € 
 
 3.1.5.  Arbeitsgemeinschaften an  

allgemeinbildenden Schulen  
  o. ähnlichen Einrichtungen1 x wöchentlich  
    45 Minuten - 
    je Teilnehmer 33,00 € 396,00 € 
 
 3.1.6. Chor  1 x wöchentlich 
    90 Minuten 10,00 € 120,00 € 
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 3.1.7. Ensembles/Musiktheorie1 x wöchentlich   
    45 Minuten  
    Musikschulschüler/-innen frei 
    Externe 10,00 € 120,00 € 
 
 3.1.8. Gruppenunterricht 1 x wöchentlich  

   45 Minuten 
   ab 6 Schüler/-innen 

  Kinder/Jugendliche 40,00 € 480,00 €  
  Erwachsene 46,00 € 552,00 € 

 
 3.1.9. Gruppenunterricht 1 x wöchentlich 
    45 Minuten 
    3 bis 5 Schüler/-innen 
    Kinder/Jugendliche 47,00 € 564,00 € 
    Erwachsene 53,00 € 636,00 € 
 
 3.1.10. Gruppenunterricht 1 x wöchentlich 

   45 Minuten 
   2 Schüler/-innen 

    Kinder/Jugendliche 59,00 € 708,00 € 
    Erwachsene 73,00 € 876,00 € 
 
 3.1.11. Einzelunterricht 1 x wöchentlich 
    30 Minuten 
    Kinder/Jugendliche 77,00 € 924,00 € 
    Erwachsene 92,00 € 1.104,00 € 
 
 3.1.12. Einzelunterricht 1 x wöchentlich 
    45 Minuten 
    Kinder/Jugendliche 112,00 € 1.344,00 € 
    Erwachsene 131,00 € 1.572,00 € 
 
 
 
 
Artikel II 
Inkrafttreten 
 
 
Die Gebührensatzung tritt am 01.01.2025 in Kraft. 
Bekanntmachung der I. Änderung der Gebührensatzung 
 
 
Die vorstehende Gebührensatzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 7 Abs. 6 GO NW die Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften dieses Gesetzes gegen Satzungen oder sonstige ortsrechtliche Bestimmun-
gen nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
es sei denn 
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a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt,  
b)  die Satzung oder sonstige ortsrechtliche Bestimmung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kanntgemacht worden, 
c)  der Verbandsvorsteher hat den Verbandsbeschluss vorher beanstandet oder 
d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem Zweckverband Musikschule Tecklen-

burger Land mit Sitz in Lengerich vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und 
die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Lengerich, 09.10.2024 Zweckverband Musikschule Tecklenburger Land 
 mit Sitz in Lengerich 
 
 Der Verbandsvorsteher der 
 Verbandsversammlung 
  
 
 ______gez.____ 
 W. Möhrke 
 

         Kreis Steinfurt 55/2024/336 
 
 
 
 

337. Bekanntmachung der IV. Satzung zur Änderung der Verbandssatzung 
des Zweckverbandes Musikschule Tecklenburger Land mit Sitz in Lengerich 
vom 09.10.2024 
 
 
Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Musikschule Tecklenburger Land mit Sitz in 
Lengerich hat am 18.09.2024 gemäß §§ 7 und 8 des Gesetzes über kommunale Gemeinschafts-
arbeit (GkG) vom 01.10.1979 (GV NW S. 621), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes 
vom 05. März 2024 (GV.NRW.S.136), in Verbindung mit § 7 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 (GV NW S. 666), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 05. März 2024 (GV. NRW. S. 136), die folgende Satzung zur Änderung 
der Verbandssatzung des Zweckverbandes Musikschule Tecklenburger Land mit Sitz in Lenge-
rich beschlossen: 
 
 
 
Artikel I 
 
Die Satzung für den Zweckverband Musikschule Tecklenburger Land mit Sitz in Lengerich wird 
wie folgt geändert: 
 
 
§ 10 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
 
(2) Zur Finanzierung der durch Gebühren und Beiträge nicht gedeckten Kosten ist von den 

Verbandsmitgliedern eine Umlage zu erheben. Der für die Höhe der Umlage maßgebende 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_bestand_liste?anw_nr=6&l_id=10664&val=10664&seite=496&sg=0&menu=1
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Kostenaufwand ermittelt sich aus dem für die Schüler-/innen der Mitglieds-/Verbandsge-
meinden erteilten Unterrichtsstunden. Die Berechnung erfolgt anhand der am 15.03. und 
15.10. ermittelten durchschnittlichen Stundenzahl des Abrechnungsjahres (Kalenderjahr). 
Dabei sind die von den Gemeinden zu berücksichtigenden Jahreshöchstbeträge zu berück-
sichtigen. Es werden folgende Höchstbeträge von den Mitglieds-/Verbandsgemeinden ge-
leistet: Stadt Lengerich 245.000 Euro, Gemeinde Ladbergen 55.000 Euro, Gemeinde Lie-
nen 31.000 Euro und Stadt Tecklenburg 47.000 Euro. Die Höchstbeträge können bis zu 10 
v. H. überschritten werden. Auf Antrag einer Kommune können weitere Überschreitungen 
der vorgenannten Höchstbeträge für diese Kommune vereinbart werden.  

 
 
 
 
 
Artikel II 
Inkrafttreten 
 
Die Änderungen durch diese Satzung treten am 01.10.2024 in Kraft. 
 
 
Bekanntmachung der VI. Änderung der Verbandssatzung 
 
 
Die vorstehende Änderung der Verbandssatzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 7 Abs. 6 GO NW die Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften dieses Gesetzes gegen Satzungen oder sonstige ortsrechtliche Bestimmun-
gen nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
es sei denn 
 
e)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt,  
f)  die Satzung oder sonstige ortsrechtliche Bestimmung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kanntgemacht worden, 
g)  der Verbandsvorsteher hat den Verbandsbeschluss vorher beanstandet oder 
h)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem Zweckverband Musikschule Tecklen-

burger Land mit Sitz in Lengerich vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und 
die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Lengerich, 09.10.2024 Zweckverband Musikschule Tecklenburger Land 
 mit Sitz in Lengerich 
 
 Der Verbandsvorsteher der 
 Verbandsversammlung 
  
 
 ______gez.____ 
 W. Möhrke 
 
 
         Kreis Steinfurt 55/2024/337 
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338. Ortsübliche Bekanntmachung im Bereich der Gemeinde Recke 
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         Kreis Steinfurt 55/2024/338 
 
 
 
 

339. Öffentliche Bekanntmachung gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) i.V.m. § 8 der Neunten Verordnung 
zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes - Verordnung 
über das Genehmigungsverfahren (9. BIm-SchV) 
 
 
Die Wilmsberger Windpark GbR, Wilmsberg 51, 48565 Steinfurt, beantragt beim Kreis Steinfurt, 
Tecklenburger Straße 10, 48565 Steinfurt, eine Genehmigung gemäß § 4 Bundes-Immissions-
schutzgesetz (BImSchG) in Verbindung mit Nr. 1.6.2 des Anhanges 1 der 4. BIm-SchV für die 
Errichtung und den Betrieb von drei Windenergieanlage (WEA) in 48565 Steinfurt an den Stand-
orten Gemarkung Borghorst, Flur 48, Flurstück 41 (WEA 2), Flur 49, Flur-stück 46 (WEA 3) und 
Flur 47, Flurstück 1 (WEA 4). Die beantragten WEA des Herstellers Nordex (Typ: N 163 / 6.X 
TCS 164)) haben eine Maximalleistung von 7,00 MW, einen Rotor-durchmesser von 163 m und 
eine Nabenhöhe von 164,0 m. 
 
Aufgrund von § 7 Abs. 3 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) wird für 
das Vorhaben eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt. Als Bestandteil der Antragsun-
terlagen wurde ein UVP-Bericht vorgelegt. Die Umweltverträglichkeitsprüfung ist ein unselbst-
ständiger Teil des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens.  
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Der obige Antrag und die zugehörigen Antragsunterlagen sowie die gemäß § 10 Abs. 3 Satz 2 
BImSchG vorliegenden entscheidungserheblichen Berichte und Empfehlungen mit umweltrele-
vantem Inhalt werden ab dem 21.10.2024 bis zum Ablauf des 20.11.2024 unter der Internet-
adresse https://www.kreis-steinfurt.de/kv_steinfurt/Aktuelles/Bekanntmachungen/ auf der 
Homepage des Kreises Steinfurt zur Einsicht ausgelegt. 
 
Die eingereichten Antragsunterlagen umfassen neben dem UVP-Bericht folgende umweltrele-
vante Unterlagen: Schallgutachten, Schattenwurfgutachten, Landschaftspflegerischer Begleit-
plan, Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag, Turbulenzgutachten, Angaben zum Schattenwurfab-
schaltsystem, Angaben zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, Angaben zum Abfallan-
fall, Angaben zum Blitz- und Brandschutz und Angaben zum Eiserkennungssystem der Anlagen. 
 
Etwaige Einwendungen können beim Kreis Steinfurt, ab dem 21.10.2024 bis zum Ablauf des 
19.12.2024 schriftlich oder elektronisch unter der E-Mail-Adresse immissionsschutz@kreis-
steinfurt.de erhoben werden. Mit Ablauf dieser Frist sind für dieses Genehmigungsverfahren alle 
Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. Dies 
gilt nicht für ein sich anschließendes Gerichtsverfahren. Auf Verlangen der Ein-wenderinnen und 
Einwender können deren Namen und Anschrift vor einer Bekanntgabe der Einwendung an die 
Antragstellenden unkenntlich gemacht werden. 
 
Für den 16.01.2025, 10:00 Uhr wird in dem Bürgersaal der Stadt Steinfurt, Emsdettener Str. 40, 
48565 Steinfurt ein Erörterungstermin bestimmt. Nach Ablauf der Einwendungsfrist entscheidet 
die Genehmigungsbehörde nach pflichtgemäßem Ermessen, ob ein Erörterungs-termin durch-
geführt wird. Die Entscheidung wird öffentlich bekannt gemacht. 
Hinweis: 
Die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen kann durch öffentliche Bekanntgabe 
ersetzt werden. 
 
Steinfurt, 16.10.2024       Kreis Steinfurt 
         Der Landrat 
         Umweltamt 
         Az.: 67/3-566.00012/24/1.6.2 

         Im Auftrag  
         Gez. Marcel Schwarte 
 
         Kreis Steinfurt 55/2024/339 
 

https://www.kreis-steinfurt.de/kv_steinfurt/Aktuelles/Bekanntmachungen/

